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Handlungsfeld 
Digitaler Wandel

A 6

Digitaler Wandel vollzieht sich schnell. Die dafür 
zentralen Technologien und Geschäftsmodelle gehö-
ren nicht zu den Kernstärken des deutschen F&I-Sys-
tems. Gerade für Deutschland stellt die digitale Trans-
formation eine radikale Innovation dar, die langfristig 
erarbeitete Wettbewerbs- und Spezialisierungsvortei-
le in Frage stellt. 

Die F&I-Politik hat die diesem Wandel zugrunde lie-
gende technische und ökonomische Dynamik bisher 
zu wenig beachtet. Dies spiegelt sich auch in einer 
Unterfinanzierung der FuE-Förderung der Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien wider. 
Deutschland muss in den kommenden Jahren neue 
technische und ökonomische Stärken aufbauen. Dazu 
bedarf es konsequenter und zügiger Politikmaßnah-
men. Mit deren Umsetzung sollte in der neuen Legis-
laturperiode unmittelbar begonnen werden. 

Zukunftsfähige Infrastruktur aufbauen

Die bisherigen Maßnahmen zum Ausbau der digitalen 
Infrastruktur sind nicht nachhaltig angelegt. Deutsch-
land benötigt einen ambitionierten Ausbau der Infra-
struktur, der sich nicht an Durchschnittswerten der 
OECD orientiert, sondern hinsichtlich Leistungs- und 
Ausbaufähigkeit führend ist. Die Ausbauziele müssen 
an die jeweiligen technischen Standards dynamisch 
angepasst werden. 

KMU im digitalen Wandel unterstützen

Im Unternehmenssektor droht derzeit eine „digitale 
Spaltung“. Nicht alle KMU scheinen die Bedeutung 
der anstehenden Veränderungen wahrzunehmen. 
Zudem behindern Finanzierungsbeschränkungen 
Unternehmen darin, notwendige Veränderungen kon-
sequent anzugehen. Damit sollten gerade KMU in 
den Fokus der Maßnahmen rücken, die über digitale 

Technologien und Geschäftsmodelle aufklären und 
deren Implementierung erleichtern. Die Experten-
kommission fordert die Einrichtung eines Programms 
„KMU Digital“, in dem wie im ZIM-Programm 
KMU antragsberechtigt sind und für die Planung und 
Umsetzung von Digitalisierungsprojekten staatliche 
Unterstützung erhalten können. 

Digitale Bildung ausbauen

Die Bevölkerung in Deutschland ist im Umgang mit 
digitalen Technologien und Daten weniger erfahren 
als die in anderen Ländern. Wichtig erscheint vor die-
sem Hintergrund eine breit angelegte Förderung von 
Kompetenzen im Umgang mit digitalen Technologien 
und Modellen – in allen Ausbildungs- und Weiterbil-
dungssegmenten.

Die PISA-Studien hatten in Deutschland transparent 
über den Bildungsstand deutscher Schülerinnen und 
Schüler informiert und Defizite offengelegt. Im Be-
reich der digitalen Bildung ist ebenfalls eine entspre-
chende Datenbasis erforderlich. Landesregierungen 
sollten nicht – wie im Falle der PISA-Studien – Bun-
desländer vergleichende Erhebungen oder ihre Analy-
sen blockieren können.

Gerade die digitale Bildung in den Grundschulen 
und weiterführenden allgemeinbildenden Schulen in 
Deutschland sollte gestärkt werden. Die vom BMBF 
vorgeschlagene Bildungsoffensive für die digitale 
Wissensgesellschaft weist in die richtige Richtung. 
Das Konzept muss mit Budgets und konkreten, ambi-
tionierten Zeitplänen untermauert werden. 

Studierende an tertiären Einrichtungen sollten – in 
allen Fächern – Kenntnisse in Informatik erwerben 
können. Informatik ist als neue Schlüsseldisziplin 
zu begreifen und stärker als bisher in die Curricula 
anderer Ausbildungsgänge einzubeziehen. Die neu-
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en Möglichkeiten des Art. 91b GG sollten genutzt 
werden, um in einer gemeinsamen Anstrengung von 
Bund und Ländern geeignete Best Practice-Ansätze 
in Hochschulen umzusetzen. 

Gezielte Forschungsförderung für 
Start-ups einführen

Start-ups tragen in besonderer Weise zur Bewälti-
gung des digitalen Wandels bei. Die Belange von 
Start-ups werden in der FuE-Förderung bisher nicht 
ausreichend berücksichtigt. Die Expertenkommission 
schlägt vor, das EXIST-Programm um eine weitere 
Forschungskomponente zu ergänzen. Diese sollte 
auf den schon etablierten EXIST-Gründerstipendien 
aufbauen und den damit Geförderten die Möglichkeit 
geben, für kurzfristig anfallende Forschungsaufgaben 
beim Aufbau ihrer Unternehmen entsprechende Per-
sonalkapazitäten zu finanzieren. In den Fachprogram-
men des BMBF, des BMWi und anderer Ressorts 
sollte zudem verstärkt versucht werden, die Förde-
rung auf schon im Markt etablierte junge Unterneh-
men auszurichten.

E-Government und Open Data als 
Innovationstreiber nutzen

Deutschland hat bei der digitalen Abwicklung von 
Regierungs- und Verwaltungsprozessen – dem so-
genannten E-Government – nach wie vor Nach-
holbedarf, der sich in einem begrenzten und wenig 
nutzerfreundlichen Angebot digitalisierter öffentli-
cher Dienstleistungen widerspiegelt. Zudem werden 
die Datenbestände der öffentlichen Hand noch nicht 
standardmäßig als Open Government Data über gut 
strukturierte Zugänge bereitgestellt. Die Experten-
kommission wertet es als sehr positiv, dass in den 
letzten Monaten wichtige gesetzgeberische Rahmen-
bedingungen für den Aufbau und Betrieb von leis-
tungsfähigen zentralen Portalen für E-Government 
und öffentliche Datenbestände geschaffen wurden. 
Der Bund sollte in der neuen Legislaturperiode seine 
erweiterten Regelungskompetenzen engagiert nutzen, 
um die Qualität von Dienstleistungen der Behörden 
für die Bürgerinnen und Bürger deutlich zu verbes-
sern und bedeutende Wertschöpfungspotenziale zu 
erschließen. 

Zukunftsorientierte rechtliche 
Rahmenbedingungen für digitale 
Wirtschaft schaffen

Internet und internetbasierte Technologien erfordern 
neue bzw. angepasste rechtliche Rahmenbindun-
gen, u.a. im Urheberrecht, im Datenschutz und im 
Verbraucherschutz. Die Anpassung des rechtlichen 
Rahmens sollte nach Möglichkeit auf europäischer 
Ebene erfolgen, um den Binnenmarkt zu stärken. Da-
bei darf die Gesetzgebung nicht darauf ausgerichtet 
sein, Schutzzäune um etablierte Wirtschaftsbereiche 
zu errichten.11 Vielmehr müssen die Rahmenbedin-
gungen so gesetzt werden, dass neue Modelle der 
digitalen Wirtschaft in Deutschland und Europa in 
sinnvoller Weise und zügig eingeführt werden kön-
nen.12 Bestandsschutz und Vergünstigungen für etab-
lierte Geschäftsmodelle – so durch Einführung neuer 
Schutzrechte – gefährden auf Dauer die Wettbewerbs-
fähigkeit Europas als Standort für die digitale Wirt-
schaft.

Governance der Digitalpolitik schlagkräftiger 
gestalten

Die Expertenkommission befürwortet eine stärkere 
Bündelung der bisher fragmentierten und zum Teil 
gegenläufigen Aktivitäten der mit der Digitalen Agen-
da beauftragten Ressorts. Vor allem muss es in der 
nächsten Legislaturperiode gelingen, schnell weitere 
Maßnahmen zur Stärkung der digitalen Infrastruktur, 
Forschung und Innovation (vor allem bei KMU) in 
die Tat umzusetzen. Mögliche Lösungen wären eine 
bereits im Bundestag diskutierte Innovationsagentur, 
eine Koordinationsstelle im Bundeskanzleramt oder 
die Bildung eines Digitalministeriums mit weitrei-
chenden Zuständigkeit für Infrastruktur, Innovations-
förderung, E-Government und digitaler Beschaffung 
der öffentlichen Hand. Aus Sicht der Expertenkom-
mission bedarf es einer politischen Entscheidung, die 
eine effektive Bündelung von Kompetenzen erreicht, 
ohne erneut hohe Komplexität zu schaffen.

A 6  Handlungsfeld Digitaler Wandel




